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Bericht 
des Gesundheitsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1143 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das Rezept-
pflichtgesetz geändert wird 

In einer vom Ständigen Ausschuss der Europäischen Ärzte in Zusammenarbeit mit der Europäischen 
Vereinigung der Fachärzte, der Europäischen Vereinigung praktischer Ärzte und dem Europäischen 
Fachverband der Arzneimittel-Hersteller zum Thema Selbstmedikation erstellten Informationsbroschüre 
ist der vermehrte Gebrauch von nichtverschreibungspflichtigen Arzneimitteln als bedeutender Bestandteil 
der Gesundheitsversorgung angesprochen, der nicht nur dem wachsenden Bedürfnis entspricht, mehr 
Verantwortung für die eigene Gesundheit zu übernehmen, sondern auch einen kostensparenden Faktor für 
die nationalen Gesundheitssysteme darstellen kann. 
In diesem Sinne werden die in dem gegenständlichen Papier als für den Bereich der Selbstmedikation 
geeignet typisierten Indikationen in die Beratungen zur Erstellung der Rezeptpflichtverordnung einfließen 
– selbstverständlich unter Gewährleistung ausreichender Patienteninformation und -aufklärung sowie 
unter Hinweis auf die Notwendigkeit der Abklärung gegenüber den Bereich der Geringfügigkeit über-
schreitenden Krankheitsbildern. 
Im Rahmen des vorliegenden Gesetzesvorhabens soll korrespondierend eine Verpflichtung zur Einhal-
tung des festgesetzten Abgabetypus, und zwar auch im Hinblick auf als rezeptfrei eingestufte Arzneimit-
tel, aufgenommen werden, um auch von dieser Seite dem Selbstmedikationsgedanken zu entsprechen und 
positive Auswirkungen auf die Kostenbelastung im Gesundheitsbereich zu erzielen. 
Der Gesundheitsausschuss hat die gegenständliche Regierungsvorlage in seiner Sitzung am 4. Juli 2002 in 
Verhandlung genommen. 
Als Berichterstatterin für den Ausschuss fungierte die Abgeordnete Mag. Beate Hartinger. 
An der Debatte beteiligten sich die Abgeordneten Dr. Kurt Grünewald, Dr. Erwin Rasinger, Dr. Alois 
Pumberger, Manfred Lackner sowie der Staatssekretär im Bundesministerium für soziale Sicherheit und 
Generationen Dr. Reinhart Waneck. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Gesundheitsausschuss somit den Antrag, der Nationalrat wolle 
dem von der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf (1143 der Beilagen) die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 
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